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Anfrage betreffend Berufswahl an den Bündner Schulen  

Sehr geehrte Frau Standespräsidentin, Frau Vizepräsidentin 

Hohe Regierung 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Ich danke der Regierung für die Beantwortung der Anfrage.  

Die Umfrage unter Bündner Lehrbetrieben zeigt klar, dass im Bereich Berufswahl 

Handlungsbedarf besteht. Rund die Hälfte der Lehrbetriebe beurteilt die schulische Vorbildung 

für die Anforderungen einer Lehre als unzureichend. Ebenso kritisieren 40 Prozent die 

Zusammenarbeit mit den Schulen bei der Berufswahl. Ich glaube wir sollten diese Erkenntnisse 

zum Anlass nehmen, Verbesserungen anzustreben. 

Der Berufswahlprozess hat eine zentrale Bedeutung für die berufliche Zukunft unserer 

Jugendlichen und verdient daher besondere Aufmerksamkeit. Es ist schon klar, dass 

verschiedene Akteure – Eltern, Schulen, Wirtschaft und Berufsberatung - involviert sind, 

dennoch nimmt die Schule eine entscheidende koordinierende Rolle ein, indem sie nicht in 

eine bestimmte Richtung lenkt, sondern indem sie neutral und ausgewogen informiert und 

sensibilisiert. Es geht aber selbstverständlich nicht darum, den Schulen zusätzliche 

Belastungen aufzuerlegen, sondern viel mehr darum, sie in ihrer wichtigen Aufgabe besser zu 

unterstützen. 

Damit sollen Jugendliche befähigt werden, ihre berufliche Zukunft auf Basis ihrer Interessen 

und Fähigkeiten eigenständig und richtig zu entscheiden. Berufswahl darf nie Selektion 

bedeuten, sondern muss sich konsequent an der individuellen Eignung und den Bedürfnissen 

der Jugendlichen orientieren. Wir müssen auch entschieden vom sozialen Stigma wegkommen, 

dass die Berufslehre ein Bildungsgang für Schwächere ist. Gemäss dem bekannten Befürworter 

der Berufslehre Rudolf Strahm schliessen nur 50-60% der Gymnasialschüler tatsächlich mit 

einem Bachelor ab, was eben auch zeigt, dass der Berufswahlprozess verbessert werden sollte.  

Nun, wie können wir den Berufswahlprozesses konkret verbessern? Für mich stehen drei 

Aspekte im Vordergrund: 

1. Die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Unternehmen muss verstärkt werden: Die 

aktuelle Praxis, lediglich auf Veranstaltungen hinzuweisen, reicht nicht aus. Wir brauchen 

verbindliche und regelmässige Berührungspunkte zwischen Lehrbetrieben und Schülerinnen 

und Schüler sowie deren Eltern, beispielsweise durch gemeinsame Berufswahltage, 

Schnupperwochen und betriebliche Einblicke als festen Bestandteil des Schulunterrichts. 

Gerade Schnupperlehren sind ein unverzichtbares Element, um Berufe praxisnah 

kennenzulernen. Den Schülerinnen und Schülern sollten deshalb ausreichend Möglichkeiten 

und Zeit im schulischen Alltag geboten werden können. 

2. Die Kompetenzen der Lehrpersonen müssen im Bereich «Berufliche Orientierung» 

gestärkt werden: Dazu braucht es entsprechende Ausbildungsangebote, um die Qualität der 

Berufswahlbegleitung sicherzustellen. Ich habe gesehen, dass das Amt für Berufsbildung 

Workshops für Lehrpersonen zum Thema Berufswahl durchgeführt hat. Dies ist 

begrüssenswert. 

3. Für eine attraktivere Darstellung der Berufslehre in der Schule sollte das Image der 

Berufsbildung bei Lehrpersonen, Schülerinnen und Schülern sowie Eltern verbessert werden. 

Die Gleichwertigkeit der Ausbildungswege sollte überzeugend vermittelt werden können. 
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Ich komme schliesslich noch kurz zu den zwei Punkten, welche m.E. nicht ganz 

zufriedenstellend beantwortet wurden, es betrifft: 

• Frage 3 zum Thema Gleichwertigkeit der Ausbildungswege: Die Regierung verweist 

lediglich auf die gesetzliche Verpflichtung, gibt aber keine konkreten Massnahmen an, wie 

Schulen die Gleichwertigkeit der Bildungswege tatsächlich sicherstellen. Hier besteht  

Klärungsbedarf und ich werde zu gegebenen Zeitpunkt darauf zurückkommen. 

• Frage 8 zum Thema Flexibilität zwischen Gymnasium und Berufslehre: Es geht hier 

nicht um Maturitätsquoten, sondern um die Sicherstellung der Durchlässigkeit zwischen 

akademischer und beruflicher Bildung, was mit Bezug auf die Ausführungen des vorhin 

erwähnten Interviews mit Rudolf Strahm nicht ganz unbedeutend ist. 

Wie bereits erwähnt, ist es mir ein Anliegen, dass die Erkenntnisse aus der Umfrage ernst 

genommen werden, damit der Berufswahlprozess an den Bündner Schulen verbessert werden 

kann. Die Stärkung des Berufswahlprozesses wird ausserdem auch in der Strategie 

«Berufsbildung Graubünden 2035» des Bündner Gewerbeverbands einen hohen Stellenwert 

haben. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 
Gabriela Menghini-Inauen 
13.06.2025 


